
ERGÄNZENDE BEDINGUNGEN DER STADTWERKE ZEITZ GMBH 
ZUR GASGRUNDVERSORGUNGSVERORDNUNG – GASGVV 

GÜLTIG AB 01.01.2024 
 
 

 

1. Erweiterung und Änderung von Anlagen und Ver-
brauchsgeräten; Mitteilungspflichten, § 7 GasGVV 
Ändert oder erweitert der Kunde bestehende Gasanlagen 
oder möchte er zusätzliche Verbrauchsgeräte anschlie-
ßen, so hat er dies dem Grundversorger (nachfolgend: 
Lieferant) vor Inbetriebnahme schriftlich mitzuteilen, so-
weit sich durch die Änderung der Energieverbrauch er-
heblich erhöht. 
 

2. Abrechnung, § 12 GasGVV 
2.1 Der Verbrauch des Kunden wird jährlich festgestellt und 

abgerechnet (Jahresabrechnung). Der Abrechnungszeit-
raum umfasst dabei etwa 12 Monate. Endet die Beliefe-
rung des Kunden vor Ablauf des Abrechnungszeitraums, 
erstellt der Lieferant nach Maßgabe des § 40c Abs. 2 
EnWG eine Schlussrechnung. 

2.2 Die Rechnung wird vom Lieferanten nach seiner Wahl in 
elektronischer Form oder in Papierform erstellt. Abwei-
chend von Ziffer 2.1 hat der Kunde das Recht, eine kos-
tenpflichtige monatliche, vierteljährliche oder halbjährli-
che Abrechnung zu wählen, die auf Grundlage einer ge-
sonderten Vereinbarung mit dem Lieferanten erfolgt. 
Hierfür berechnet der Lieferant dem Kunden ein zusätzli-
ches Entgelt pro Abrechnung gemäß Anlage Preisblatt. 
Erhält der Kunde Abrechnungen in Papierform, erfolgen 
Abrechnungen auf Wunsch auch in elektronischer Form. 
Erhält der Kunde elektronische Abrechnungen, erfolgt die 
Abrechnung auf Wunsch auch einmal jährlich in Papier-
form. 

2.3 Auf Wunsch des Kunden stellt der Lieferant dem Kunden 
und einem von diesem benannten Dritten, soweit verfüg-
bar, ergänzende Informationen zu dessen Verbrauchshis-
torie gegen Entgelt zur Verfügung. 
 

3. Abschlagszahlungen, § 13 GasGVV 
3.1 Der Lieferant erhebt monatlich gleiche Abschlagszahlun-

gen gemäß § 13 GasGVV. 
3.2 Im Fall einer monatlichen Abrechnung erhebt der Liefe-

rant keine Abschlagszahlungen. 
 

4. Vorauszahlungen, § 14 GasGVV 
Besteht nach den Umständen des Einzelfalls Grund zu 
der Annahme, dass der Kunde seinen Zahlungsverpflich-
tungen nicht oder nicht rechtzeitig nachkommen wird, 
ist der Lieferant berechtigt, Vorauszahlung der Ab-
schlags- oder Rechnungsbeträge zu verlangen oder auf 
Kosten des Kunden bei diesem einen Bargeld-, Chipkar-
tenzähler oder ein sonstiges vergleichbares Vorauszah-
lungssystem einzurichten. 
 

5. Zahlungsweise, § 16 Abs. 2 GasGVV 
 Der Kunde ist berechtigt, seine fälligen Zahlungen wahl-

weise durch 
 Überweisung (auch durch Barüberweisung) oder Dau-

erauftrag auf das Konto des Lieferanten 
 SEPA-Basis- oder SEPA-Firmenlastschriftmandat (ge-

gebenenfalls in Form eines SEPA-Rahmenlastschrift-
mandats) 

zu leisten. 
 

 Rechnungsbeträge und Abschläge sind so zu entrichten, 
dass für den Lieferanten keine zusätzlichen Kosten ent-
stehen. Maßgeblich für die rechtzeitige Einhaltung der 
Fälligkeitstermine ist der Zeitpunkt der Gutschrift auf 
dem Konto des Lieferanten. 

 

 
 
 
 
6. Zahlung und Verzug, § 17 GasGVV 

 Sämtliche Rechnungsbeträge sind zwei Wochen 
nach Zugang der Rechnung fällig. Abschläge und 
Vorauszahlungen werden zu dem vom Lieferanten 
nach billigem Ermessen (§ 315 BGB) im Abschlags-
plan bzw. mit Verlangen der Vorauszahlung festge-
legten Zeitpunkt fällig, frühestens jedoch zwei Wo-
chen nach Zugang der erstmaligen Zahlungsauffor-
derung (z. B. bei Übersendung eines Abschlags-
plans). 

 Befindet sich der Kunde in Zahlungsverzug, kann 
der Lieferant angemessene Maßnahmen zur Durch-
setzung seiner Forderung ergreifen; fordert der Lie-
ferant erneut zur Zahlung auf oder lässt der Liefe-
rant den Betrag durch Beauftragung eines Inkasso-
dienstleisters (auch des Netzbetreibers) einziehen, 
stellt er dem Kunden die dadurch entstandenen Kos-
ten pauschal gemäß Anlage Preisblatt in Rechnung. 
Auf Verlangen des Kunden ist die Berechnungs-
grundlage nachzuweisen; die pauschale Berechnung 
muss einfach nachvollziehbar sein und darf die nach 
dem gewöhnlichen Lauf der Dinge zu erwartenden 
Kosten nicht übersteigen. Dem Kunden ist zudem 
der Nachweis gestattet, solche Kosten seien nicht 
entstanden oder wesentlich geringer als die Höhe 
der Pauschale. 

 
7. Unterbrechung der Versorgung, § 19 GasGVV 

 Die Kosten der Unterbrechung sowie der Wiederher-
stellung der Grundversorgung sind vom Kunden zu 
ersetzen. Der Lieferant stellt dem Kunden die 
dadurch entstandenen Kosten nach tatsächlichem 
Aufwand mindestens jedoch pauschal gemäß Anlage 
Preisblatt in Rechnung. Dies gilt nicht für Außen-
sperrungen, die Kosten einer solchen Sperrung wer-
den nach tatsächlichem Aufwand in Rechnung ge-
stellt. Auf Verlangen des Kunden ist die Berech-
nungsgrundlage nachzuweisen; die pauschale Be-
rechnung muss einfach nachvollziehbar sein und 
darf die nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge zu 
erwartenden Kosten nicht übersteigen. Dem Kunden 
ist zudem der Nachweis gestattet, solche Kosten 
seien nicht entstanden oder wesentlich geringer als 
die Höhe der Pauschale. 

 Ist die Durchführung einer Unterbrechung oder Wie-
derherstellung der Versorgung trotz ordnungsgemä-
ßer Termin- und Ersatzterminankündigung unmög-
lich, kann der Lieferant die dadurch zusätzlich ent-
stehenden Kosten dem Kunden nach tatsächlichem 
Aufwand in Rechnung stellen, es sei denn, der 
Kunde hat die Umstände, die zur Entstehung dieser 
Kosten geführt haben, nicht zu vertreten. 

8. Kündigung, § 20 GasGVV 
 Die Kündigung des Grundversorgungsvertrags 

durch den Kunden bedarf der Textform und soll we-
nigstens folgende Angaben enthalten: 
 Kundennummer oder Marktlokations-Identifikati-

onsnummer, 
 Zählernummer, 
 Rechnungsanschrift für die Schlussrechnung (so-

fern abweichend von bisheriger Anschrift). 
 



  

9. Allgemeine Informationen nach dem Energie-
dienstleistungsgesetz 
Im Zusammenhang mit einer effizienteren Energienut-
zung durch Endkunden wird bei der Bundesstelle für 
Energieeffizienz eine Liste geführt, in der Energiedienst-
leister, Anbieter von Energieaudits und Anbieter von 
Energieeffizienzmaßnahmen aufgeführt sind.  
 
Weiterführende Informationen zu der sog. Anbieterliste 
und den Anbietern selbst erhalten sie unter www.bfee-
online.de. Sie können sich zudem bei der Deutschen 
Energieagentur über das Thema Energieeffizienz umfas-
send informieren. Weitere Informationen erhalten Sie un-
ter www.energieeffizienz-online.info. 

 
10. Energiesteuer-Hinweis 
 Für das auf Basis dieses Vertrages bezogene Erdgas gilt 

folgender Hinweis gemäß der Energiesteuer-Durchfüh-
rungsverordnung: 

“Steuerbegünstigtes Energieerzeugnis! Darf nicht 
als Kraftstoff verwendet werden, es sei denn, eine 
solche Verwendung ist nach dem Energiesteuer-
gesetz oder der Energiesteuer-Durchführungsver-
ordnung zulässig. Jede andere Verwendung als 
Kraftstoff hat steuer- und strafrechtliche Folgen. 
In Zweifelsfällen wenden Sie sich bitte an Ihr zu-
ständiges Hauptzollamt.“ 
 

11. Inkrafttreten 
Diese Ergänzenden Bedingungen treten am 
01.01.2024 in Kraft und ersetzen die Ergänzenden 
Bedingungen vom 01.03.2012. 
 
 
Anlage: 
Preisblatt zu den Ergänzenden Bedingungen 
der GasGVV der Stadtwerke Zeitz 

 
 
 

Anlage 
 
 

Preisblatt 
 

zu den Ergänzenden Bedingungen zur GasGVV der Stadtwerke Zeitz GmbH 
 

Gültig ab: 01.01.2024 
 

 netto brutto 
 

Zu Ziffer 2 der Ergänzenden Bedingungen (Abrechnung, § 12 GasGVV)   
- Monatliche, viertel- oder halbjährliche Abrechnung je Abrechnung 

(Jahresabrechnung im allgemeinen Preis enthalten) 
€ 20,00 € 23,80 

 
   

   
Zu Ziffer 6 der Ergänzenden Bedingungen (Verzug, § 17 GasGVV)   
- Mahnkosten pro Mahnschreiben € 3,00 - 
- Zahlungseinzug durch Inkassodienstleister/Netzbetreiber   

o je Mahnschreiben € 28,20 - 
o je „vor Ort“-Einziehung € 28,20 - 

 
 
 

Zu Ziffer 7 der Ergänzenden Bedingungen (Unterbrechung der Versorgung, 
§ 19 GasGVV) 
 

  

- Unterbrechung der Versorgung € 62,00 - 
- Wiederherstellung der Versorgung € 62,00 € 73,78 

 
Die Wiederherstellung des Anschlusses wird von der vollständigen Bezahlung der durch die Versorgungsunter-
brechung und -wiederherstellung entstandenen Kosten abhängig gemacht. 
 
In den genannten Bruttobeträgen ist die Umsatzsteuer in der gesetzlich festgelegten Höhe (derzeit 19 %) ent-
halten; wird kein Bruttobetrag genannt, besteht derzeit keine Umsatzsteuerpflicht. 

 


